
5,00 m

6,00 m

1629/1

1629

1615

1626/2

1648/7

1647

1648

1640

1642

1641

1648/1

1614

1628
1632 1631

1641/1

1641/2

Am Sportplatz

HsNr. 5

1

9
7

2

3

1

D

A1

A2

306,00 m

303,85 m

299,46 m

306,36 m

299,29 m
302,82 m

304,13 m

306,89 m

1,6

aGE

0,8

WHmax 8,50 m GHmax 13,00 m

2. Änderung und Erweiterung Bebauungsplan "Gewerbegebiet nördlich Birkenhainer Straße"

1. Zeichnerische Festsetzungen

Geltungsbereich der 2. Änderung

        GE Gewerbegebiet

         0,8 maximal zulässige Grundflächenzahl (GRZ)

         1,6 maximal zulässige Geschossflächenzahl (GFZ)

     WHmax maximal zulässige Wandhöhe in Metern

      GHmax maximal zulässige Gebäudehöhe in Metern

           a abweichende Bauweise

Baugrenze

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung: land- und forstwirtschaftlicher Verkehr

Fläche mit Bindung für die Anlage von Baumhecken und Gras- / Krautsäumen

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft (Ausgleichsfläche mit bspw. Nummer)

Anpflanzung von Baumhecken; Bindung nach Arten gemäß Auswahlliste

Anpflanzung von hochstämmigen Obst- / Wildobstbäumen; Bindung nach Stückzahl und Arten gemäß 
             Auswahlliste; Mindestqualität: Hochstamm, 2xv verschult, Stammumfang 8-10 cm

Erhalt von Obstbäumen

2. Zeichnerische Hinweise / Nachrichtliche Übernahmen

Geltungsbereich des Bebauungsplanes "Gewerbegebiet nördlich Birkenhainer Straße", Stand: 1. Änderung

bspw. bestehendes Flurstück

        1614 bspw. bestehende Flurnummer

bspw. bestehendes Gebäude

Einzelanlage die dem Denkmalschutz unterliegt (Bildstock)

        5,00 m bspw. Bemaßung in Metern

      306,00 m bspw. Höhenpunkt in Metern über Normal Null (m ü. NN) -Bestandshöhe

0,4 kV Niederspannungskabel der Bayernwerk Netz GmbH (Hausanschluss) mit 1 Meter Schutzstreifen 
beidseits der Leitungsachse

Landschaftsschutzgebiet (LSG) innerhalb des Naturparks Spessart (ehemals Schutzzone)

3. Textliche Festsetzungen
3.1 Art der baulichen Nutzung
Es wird Gewerbegebiet nach § 8 BauNVO festgesetzt.
Im Gewerbegebiet sind gem. § 1 Abs. 6 BauNVO ausnahmsweise Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen 
sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und 
Baumasse untergeordnet sind, allgemein zugelassen.
Die unter § 8 Abs. 3 Ziff. 2 und 3 BauNVO aufgeführten Ausnahmen werden im Gewerbegebiet nicht zugelassen.

3.2 Maß der baulichen Nutzung
Maßgebend für die Berechnung des Maßes der baulichen Nutzung sind die Grundstücksgrenzen. Sofern sich danach 
Unterschreitungen des vorgenannten Maßes aufgrund der festgesetzten Baugrenze ergeben, werden Überschreitungen im 
Sinne von § 17 Abs. 2 BauNVO bis zu den Obergrenzen des Absatzes 1 zugelassen.
Der untere Bezugspunkt für die maximal zulässige Wand- bzw. Gebäudehöhe ist das zukünftig anstehende Gelände nach 
Auffüllung. Der obere Bezugspunkt für die maximal zulässige Wandhöhe ist der Schnittpunkt der Außenkante der Wand mit 
der Dachhaut bzw. die Oberkante Attika bei Flachdächern. Für Gebäude mit Satteldach ist eine maximale Gebäudehöhe 
von 13,00 Metern zulässig. Der obere Bezugspunkt ist hierbei die Firstlinie.
Ausnahmsweise wird eine Überschreitung der maximal zulässigen Gebäudehöhe für technisch bedingte Teile von 
Produktionsanlagen und Aufzugsanlagen zugelassen.

V3 Baufeldräumung - Gras- und Krautfluren
      Die Entfernung der Vegetationsdecke ist in der Zeit vom 01.03. bis 30.09. unzulässig, außer wenn zuvor 
      (zwischen 1.10. und 28./29.02.) die Flächen durch Umbruch oder tiefes Abmulchen als Fortpflanzungs- und 
      Ruhestätten unattraktiv gestaltet sind und bis zum Beginn der Baufeldräumung durch fortlaufenden Umbruch 
      oder Mulchen unattraktiv gehalten werden. Eine Baufeldräumung ist in der Zeit vom 01.03. bis 30.09. auch 
      dann möglich, wenn vor Beginn durch eine Fachkraft des Artenschutzes keine aktuellen Fortpflanzungs- und 
      Ruhestätten festgestellt werden.
V4 Geeignete Maßnahmen zur Vermeidung des signifikant erhöhten Vogelschlagrisikos (Vogelschutzglas, Verzicht
      auf großflächige spiegelnde Verglasungen und Eckverglasungen, Streifenmarkierungen, ...). Es wird auf das 
      Dokument "Vermeidung von Vogelverlusten an Glasscheiben" der Länderarbeitsgemeinschaft der 
      Vogelschutzwarten (Stand: LAG VSW, Febraur 2021) hingewiesen. Bei Fensterflächen, die nicht zu den 
      festgesetzten Heckenpflanzungen hin ausgerichtet sind und Fensterflächen bis 1,5 m² Größe, ist in der Regel 
      nicht von einem signifikant erhöhten Tötungs- und Verletzungsrisiko auszugehen.
3.8.5 Vollzugsfristen
Die Anpflanzungen und Ansaaten der Ausgleichsfläche A1 sowie die festgesetzten Anpflanzungen auf den hierfür 
festgesetzten westlichen und südwestlichen Grundstücksstreifen sind spätestens 1 Jahr nach Herstellung des 
Geländes (Böschungen) zu vollziehen. Die Ausgleichsmaßnahme A2 ist spätestens 1 jahr nach Rechtskraft der 
Bebauungsplanänderung zu vollziehen. Die Ausführung der sonstigen Pflanzgebote ist spätestens 1 Jahr nach 
Herstellung der sonstigen Betriebsflächen nachzuweisen.

4. Textliche Hinweise
4.1 Denkmalschutz
Im Geltungsbereich der 2. Änderung des Bebauungsplanes befindet sich das Denkmal Nr. D-6-71-119-17 
(Einzelanlage, Bildstock). Der Bildstock ist an Ort und Stelle zu belassen und im Rahmen der Baumaßnahme vor 
eventuell auftretenden Beschädigungen sachgemäß zu schützen.
Im Geltungsbereich der 2. Änderung des Bebauungsplanes sind keine Bodendenkmäler bekannt.
Art. 8 Abs. 1 BayDSchG
Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem 
Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind auch der Eigentümer und der Besitzer des 
Grundstücks sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige 
eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, auf 
Grund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten 
befreit.
Art. 8 Abs. 2 BayDSchG
Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der Anzeige 
unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt oder die 
Fortsetzung der Arbeit  gestattet.

4.2 Entwässerung / Niederschlag
Dachflächenwasser
Es wird empfohlen, das auf den Dachflächen anfallende Regenwasser in Zisternen zu speichern und mindestens 
zur Grünflächenbewässerung - ggf. auch als Brauchwasser - in den Betrieben einzusetzen.
Metallbedeckte Dächer, die Lösung von Metallen in das Niederschlagswasser ermöglichen sind gem. textlicher 
Festsetzung 3.4 unzulässig. Eine entsprechende Bestätigung / ein entsprechender Nachweis ist vor der Bebauung 
der jeweiligen Parzelle im Rahmen des Bauantrags zu erbringen.
Oberflächenwasser
Niederschlagswasser der Kategorien II und III ist bei Versickerung bzw. Einleitung in Gewässer grundsätzlich 
behandlungsbedürftig. Das Oberflächenwasser von den abflusswirksamen Weg- und Hofflächen muss einer 
Behandlung (z. B. bewachsene Bodenzone, Sedimentationsanlage) zugeführt werden und kann im Anschluss 
einer Versickerung zugeführt werden.
Entwässerungsplan / Anlagen zur Ableitung von Niederschlagswasser
Im Rahmen der Bauantragsstellung ist gem. § 10 der Entwässerungssatzung der Gemeinde Geiselbach (EWS 
vom 24.09.2012) ein qualifizierter Entwässerungsplan vorzulegen, der die Berechnung der erforderlichen Art und 
Größe der Versickerungsanlage beinhaltet.
Anlagen zur Ableitung von Niederschlagswasser sind so zu unterhalten, dass der Wasserabfluss dauerhaft 
gewährleistet ist. Die Flächen sind von Abflusshindernissen freizuhalten. Überbauen oder Verfüllen, 
Anpflanzungen, Zäune sowie die Lagerung von Gegenständen, welche den Zu- und Abfluss behindern oder 
fortgeschwemmt werden können, sind unzulässig. Für die Versickerung vorgesehene Flächen sind vor Verdichtung 
zu schützen. Deshalb sind die Ablagerung von Baumaterialien, Bodenaushub oder das Befahren dieser Flächen 
bereits während der Bauzeit nicht zulässig.
Grundsätzlich ist für eine gezielte Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser eine wasserrechtliche 
Erlaubnis durch die Kreisverwaltungsbehörde erforderlich. Hierauf kann verzichtet werden, wenn bei Einleitung in 
das Grundwasser (Versickerung) die Voraussetzungen der erlaubnisfreien Benutzung im Sinne der NWFreiV 
(Niederschlagswasserfreistellungsverordnung) mit TRENGW (Technische Regeln für das zum schadlosen Einleiten 
von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser) erfüllt sind.
Schutz vor Starkregen
Infolge von Starkregenereignissen können im Geltungsbereich Überflutungen auftreten. Um Schäden zu 
vermeiden, sollten bauliche Vorsorgemaßnahmen getroffen werden, die das Eindringen von oberflächlich 
abfließendem Wasser in Erd- und Kellergeschosse dauerhaft verhindert. Eine Sockelhöhe von mind. 25 cm über 
Gelände wird empfohlen. Kellerfenster sowie Kellereingangstüren sollten wasserdicht und / oder mit Aufkantungen, 
z. B. vor Lichtschächten, ausgeführt werden.
Zum Schutz vor eindringendem Abwasser der Kanalisation in tiefliegende Räume sollten geeignete 
Schutzvorkehrungen vorgesehen werden, z. B. Hebeanlagen oder Rückschlagklappen.
Der Abschluss einer Elementarschadensversicherung wird empfohlen.

4.3 Freiflächengestaltungsplan
Dem Bauantrag bzw. Antrag auf Genehmigungsfreistellung ist als Nachweis für die Umsetzung der Pflanzgebote 
ein qualifizierter Freiflächengestaltungsplan beizufügen. Der Freiflächengestaltungsplan hat insbesondere die 
Aufteilung der Rasen- und Pflanzflächen mit Pflanzplan (Gehölze (botanischer Name), Anzahl und Pflanzqualität) 
inkl. Kostenschätzung (Kosten für die Pflanzen und sonstiger Materialien, Personalkosten und Mehrwertsteuer) 
aufzuzeigen.
Die Untere Naturschutzbehörde (UNB) kann zur Sicherstellung der Umsetzung der Anpflanzung und Eingrünung 
einschließlich Fassadenbegrünung die Hinterlegung einer angemessenen Kaution fordern.

4.4 Leitungen
Im Geltungsbereich und außerhalb des Geltungsbereiches im öffentlichen Straßenraum verlaufen 
Niederspannungsleitungen der Bayernwerk Netz GmbH. Die Versorgungskabel haben einen Schutzstreifen von 1 
Meter beidseits der Leitungsachse. 
Trassen unterirdischer Versorgungsleitungen sind von Bepflanzung freizuhalten. Bäume und tiefwurzelnde 
Sträucher dürfen aus Gründen des Baumschutzes (DIN 18920) bis zu einem Abstand von 2,50 m zur 
Trassenachse gepflanzt werden. Wird dieser Abstand unterschritten, so sind im Einvernehmen mit dem 
Leitungsbetreiber geeignete Schutzmaßnahmen durchzuführen.

4.5 Immissionsschutz
In den Baugenehmigungsverfahren ist jeweils der gutachterliche Nachweis der Einhaltung der festgelegten, 
zulässigen Emissionskontingente gemäß DIN 45691, Abschnitt 5 zu erbringen. Für zu schutzende Nutzungen im 
Plangebiet selbst (z. B. bestehende Wohnnutzungen oder Büronutzungen) ist der Immissionsschutz gemäß TA 
Lärm nachzuweisen. Dabei ist auch das Spitzenpegelkriterium gemäß TA Lärm für die umliegenden relevanten 
Immissionsorte zu überprüfen.

2. Änderung und Erweiterung Bebauungsplan
"Gewerbegebiet nördlich Birkenhainer Straße" -Gmkg. Geiselbach

ENTWURF

M 1 : 1.000

Bertram Wegner
Dipl.-Ing. Architekt Stadtplaner SRL
Tiergartenstraße 4c 97209 Veitshöchheim
Tel. 0931/9913870  Fax 0931/9913871
info@wegner-stadtplanung.de
www.wegner-stadtplanung.de

WEGNER
STADTPLANUNG

N

aufgestellt: 19.01.2024
geändert: 22.05.2026

bearbeitet:   Wegner/Röhl
gezeichnet:  Röhl
geprüft:        Wegner

Gemeinde Geiselbach

Martin Beil
Landschaftsarchitekt BDLA
Johann-Salomon-Straße 7 97080 Würzburg
Tel. 0931/287244
info@mb-landschaftsplanung.de

D

A1

3.3 Bauweise, Baugrenzen
Im Gewerbegebiet wird abweichende Bauweise festgesetzt. Zulässig sind auch Gebäude mit einer Länge von über 
50 Metern.
Die Abstandsflächen nach Art. 6 BayBO sind einzuhalten.
Nebenanlagen und -einrichtungen sind im Sinne des § 14 BauNVO außerhalb der überbaubaren Fläche 
unzulässig.

3.4 Örtliche Bauvorschriften
Als Dachform wird Flachdach oder geneigtes Dach mit Dachneigung zwischen 0° und 45° festgesetzt. Ausnahme 
bei betrieblichen speziellen Dachformen wie z. B. Sheddach oder Schalenkonstruktion zulässig.
Für die Dacheindeckung sind alle Deckungsmaterialien in matten und gedeckten Farbtönen oder Dachbegrünung 
zulässig. Glänzende und reflektierende Materialien sind unzulässig.
Metallbedeckte Dächer, die Lösung von Metallen in das Niederschlagswasser ermöglichen sind unzulässig.
Einfriedungen sind im Gewerbegebiet als Maschendraht- oder Metallgitterzäune zulässig. Betonpfosten als 
Halterung für die Umzäunung sind unzulässig.

3.5 Aufschüttungen, Abgrabungen und Böschungen
Die Ausbeutung von Bodenschätzen (z. B. Sand, Kies) ist unzulässig.
Auffüllungen sind bis maximal 6,00 m gegenüber dem natürlichen Gelände, jedoch maximal bis zu einer Höhe von 
307 m ü. NN zulässig.
Höhenunterschiede sollen soweit möglich durch Böschungen ausgeglichen werden. Die festgesetzte Fläche mit 
Bindung für die Anlage von Baumhecken und Gras- / Krautsäumen ist zwingend zu böschen, Stützmauern sind 
hier unzulässig.

3.6 Niederschlagswasser
Stellplätze, Zufahrten und Zugänge sind wasserdurchlässig zu gestalten. Hierzu sind für die 
Oberflächenbefestigung und deren Tragschichten nur Materialien mit einem Abflussbeiwert kleiner oder gleich 0,7 
zu verwenden, wie z. B. Pflasterung mit mind. 30 % Fugenanteil, wasser- und luftdurchlässige Betonsteine, 
Rasengittersteine, Rasenschotter, wassergebundene Decke.
Gering verschmutztes Niederschlagswasser von befestigten Flächen ist im Plangebiet ordnungsgemäß zu 
versickern. Die Versickerung soll vorzugsweise breitflächig und über eine mindestens 30 cm mächtige bewachsene 
Oberbodenzone erfolgen.
Notwendige Versickerungs- und Retentionsräume oder Vorbehandlungsanlagen sind auf den privaten 
Gründstücken vorzuhalten. Entsprechende Flächen sind für die Sammlung und natürliche Versickerung von 
Niederschlagswasser freizuhalten. Es darf nur eine Nutzung als Grünfläche erfolgen.

3.7 Immissionsschutz
Zulässig sind Betriebe und Anlagen, deren Schallemissionen die folgenden Emissionskontingente LEK nach DIN 
45691 weder tags (06.00 - 22.00 Uhr) noch nachts (22.00 - 06.00 Uhr) überschreiten:
Emissionskontingente tags und nachts

Die Prüfung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5, wobei in den Gleichungen (6) und (7) LEK 
durch LEK,k zu ersetzen ist.

3.8 Grünordnung
3.8.1 Erhaltungsgebot
Die zu erhaltenden und neu anzulegenden Anpflanzungen und Ansaaten sind ordnungsgemäß in ihrem Wuchs zu 
fördern und zu unterhalten. Ausfälle sind zu ersetzen.
3.8.2 Pflanzgebot
Pro 500 m² überbaubarer Grundstücksfläche ist mindestens ein hochstämmiger Laubbaum 1. oder 2. Ordnung 
gemäß Auswahlliste zu pflanzen.
Mindestqualität: Hochstamm, 3x verschult, Stammumfang 12-14 cm.
Der Baumstandort muss mindestens 12 m³ durchwurzelbaren Boderaum umfassen.
Der westliche Randstreifen des Plangebiets ist in der Fläche mit Bindung für die Anlage von Baumhecken und 
Gras- / Krautsäumen mit mindestens 5-7 reihigen Baumhecken (Pflanzverband 1x1,5 m, 5 % Bäume, 95 % 
Sträucher, Vorkommensgebiet 4 - Westdeutsches Bergland) zzgl. Gras- und Krautsäumen anzulegen, zu 
entwickeln und zu pflegen.
3.8.3 Gehölzauswahlliste Pflanzgebote
Bäume
Zulässig sind heimische Baumarten sowie klimatolerantere Baumarten 1./2. Wuchsordnung, die in der 
Straßenbaumliste der Gartenamtsleiterkonferenz (GALK e. V.) als im Straßenraum geeignet gelistet sind, z. B.:
Acer campestre Feld-Ahorn (auch Sorten)
Acer platanoides Spitz-Ahorn
Alnus spaethii Purpur-Erle
Carpinus betulus Hainbuche (auch Säulenformen)
Fraxinus angustifolia Schmalblättrige Esche
Fraxinus pennsylvanica Rotesche
Gleditsia triacanthos Gleditsie
Liquidambar styraciflua Amberbaum
Ostrya carpinifolia Hopfenbuche
Prunus avium Vogelkirsche
Quercus spec. Eichen, verschiedene Arten und Sorten
Sophora japonica Schnurbaum
Tilia spec. Linden, verschiedene Arten und Sorten
Ulmus spec. Ulmen, verschiedene Arten und Sorten
Zelkova serrata Zelkove
In den Ausgleichsflächen sind ausschließlich heimische Baumarten und Obstbäume zulässig, z. B. Speierling, 
Elsbeere, Eßkastanie, Wildbirne, Eberesche, Walnuss sowie Obst-Kultursorten.
Straucharten (Herkünfte aus dem Vorkommensgebiet 4 - Westdeutsches Bergland)
Corylus avellana Haselnuss
Cornus sanguinea Roter Hartriegel
Crataegus spec. heimische Weißdorne
Euonymus europaeus Pfaffenhütchen
Lonicera xylosteum Rote Heckenkirsche
Prunus spinosa Schlehe
Rosa spec. heimische Wildrosen
Rubus fruticosus Brombeere
Salix caprea Salweide
Sambucus nigra Schwarzer Holunder
Sambucus racemosa Roter Holunder
Viburnum opulus Gemeiner Schneeball
3.8.4 Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
(hier: naturschutzrechtliche Ausgleichsflächen)
Der Ausgleich für den Eingriff in Boden, Natur und Landschaft erfolgt auf den Ausgleichsflächen A1 und A2, die als 
Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft, 
festgesetzt sind. Der Ausgleich ist gemäß § 9 Abs. 1a BauGB den Grundstücken innerhalb des Geltungsbereichs 
des Eingriffs-Bebauungsplanes 2. Änderung "Gewerbegebiet nördlich Birkenhainer Straße" (Gemeinde 
Geiselbach) zugeordnet und wie folgt zu gestalten:
Ausgleichsfläche A1: Randeingrünung des Baugebiets im Norden
Entwicklungsziel:
landschaftliche Baumhecke mit artenreichen Gras- und Krautsäumen
Maßnahmen:
- Anlage einer 4-reihigen Baumhecke im Norden (Pflanzverband 1x1,5 m) mit standortheimischen Gehölzen aus  
  gebietseigener Herkunft; Artenauswahl gemäß Gehölzartenliste (Vorkommensgebiet 4 - Westdeutsches 
  Bergland, Spessart-Rhön-Region)
- Ansaat artenreicher Gras- und Krautsäume (Kräuteranteil mind. 30 %) mit Saatgut aus gebietsheimischer 
  Herkunft (Ursprungsgebiet UG 21 - Hessisches Bergland)
Ausgleichsfläche A2: Fl. Nr. 1641 (Gmkg. Geiselbach) nördlich des Baugebiets
Entwicklungsziel:
artenreiches Grünland, hochstämmige Obstbäume entlang der östlichen und südlichen Grundstücksgrenze
Maßnahmen:
- Sicherung und Erhalt vorhandener Obstbäume
- Neuanpflanzung hochstämmiger Obst- / Wildobstbäume
- Umbruchlose streifenweise Ansaat artenreicher Frischwiesen in bestehenden artenarmen Fett- /  
  Intensivgrünlandwiesenanteilen mit Saatgut aus gebietsheimischer Herkunft (Ursprungsgebiet UG 21 - 
  Hessisches Bergland) oder Mahdgutübertragung aus artenreichen Grünlandbeständen des Naturraums
- Entwicklung artenreichen Grünlands durch Mahd (1-2x jährlich, mit Mähgutentnahme) oder extensive 
  Weidenutzung ohne Zufütterung, Verzicht auf Düngung und Pflanzenbehandlungsmittel
Besonderer Artenschutz
Konflikt vermeidende Maßnahmen
V1 Sicherung der an das Baufeld angrenzenden Lebensstätten gegen den Baubetrieb
V2 Beseitigung und Schnitt von Gehölzen sind ausschließlich in der Zeit vom 01.10. bis 28.02. zulässig.

Richtung Südwest Richtung Süd

Gebiet k WA-Flächen nördlich
Birkenhainer Straße,

B-Plan Gebietsteil "Bodewich"

Gewerbeflächen südlich
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WA-Flächen B-Plan Gebietsteile
"An der Warnbach" und "Am Steinbruch"

Fläche

GE

LEK tags LEK nachts LEK tags LEK nachts

53 38 66 51

5. Verfahrensvermerke
A) Der Gemeinderat der Gemeinde Geiselbach hat in seiner öffentlichen Sitzung vom 19.01.2024 die 2. Änderung 
und Erweiterung des Bebauungsplanes "Gewerbegebiet nördlich Birkenhainer Straße" beschlossen. Der 
Aufstellungsbeschluss der Änderung wurde am 29.02.2024 ortsüblich bekannt gemacht.

B) Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wurde auf der Grundlage des 
Vorentwurfs der Bebauungsplanänderung in der Fassung vom 19.01.2024 mit der Begründung in der Zeit vom 
11.03.2024 bis 12.04.2024 durchgeführt. Gleichzeitig erfolgte die frühzeitige Beteiligung der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB.

C) Der Entwurf der Bebauungsplanänderung in der Fassung vom 22.05.2026 wurde mit der Begründung gemäß § 
3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ..................... bis ..................... öffentlich ausgelegt. Zeitgleich erfolgte die 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB.

D) Die Gemeinde Geiselbach hat mit Beschluss des Gemeinderates vom ..................... die 
Bebauungsplanänderung gem. § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom ..................... als Satzung beschlossen.

Geiselbach, den .....................

(Siegel)
   

                 ................................................
                 (Maier, 1. Bürgermeister)

E) Die Bebauungsplanänderung wurde am ..................... gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt gemacht.

Die Bebauungsplanänderung ist damit in Kraft getreten.

Geiselbach, den .....................

(Siegel)
   

                 ................................................
                 (Maier, 1. Bürgermeister)

6. Rechtliche Grundlagen und Hinweise
Die textlichen und zeichnerischen Festsetzungen und Hinweise zur 2. Änderung und Erweiterung dieses 
Bebauungsplanes gelten nur innerhalb des Geltungsbereiches der 2. Änderung und Erweiterung. Der 
rechtskräftige Bebauungsplan i. d. F. der 1. Änderung bleibt davon unberührt.
Rechtsgrundlagen
Rechtsgrundlage der Bebauungsplanänderung sind in der jeweiligen zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses 
geltenden Fassungen von

BauGB Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. I S. 3634), 
das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBI. 2025 I Nr. 348) geändert 
worden ist

BauNVO Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. I S. 
3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 176) geändert 
worden ist

BayBO Bayerische Bauordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. August 2007 (GVBI. S. 588, 
BayRS 2132-1-), zuletzt geändert am 23. Dezember 2025 (GVBI. S. 657, 667 und 699)

EWS Entwässerungssatzung der Gemeinde Geiselbach vom 24.09.2012
PlanZV Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 6 

des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBI. 2025 I Nr. 189) geändert worden ist
Kartengrundlage
Geobasisdaten © Bayerische Vermessungsverwaltung 2023
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